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1. VERFAHREN 

 

Dem Entwurf des Bauleitplans ist im Aufstellungsverfahren eine Begründung 
beizufügen. In ihr sind entsprechend dem Stand des Verfahrens die Ziele, 
Zwecke und wesentlichen Auswirkungen des Bauleitplans darzulegen. Zum 
Bestandteil der Begründung werden der Umweltbericht und der 
Landschaftspflegerische Fachbeitrag. 
 

 
 
 

2. LAGE  UND  ABGRENZUNG  
 

Das Plangebiet liegt am nördlichen Ortsrand von Heinsberg-Kirchhoven. Es 
grenzt nördlich an die Feldgemarkung und  östlich an eine Ausgleichsfläche, die 
im Zuge des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 20 angelegt wurde. 
Weiter östlich des Plangebietes beginnt das Naherholungsgebiet ĂLago 
Laprelloñ. Südöstlich des Plangebietes liegt eine Tennishalle, daran 
anschließend in nördlicher Richtung eine städtische  Sportanlage. Im Süden 
grenzt das Mischgebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 14 
"Kirchhoven / Lieck ï Stapper Straße / Martinusstraße" an das Plangebiet und 
im Anschluss daran, bis zur Stapper Straße, das Gebiet des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 20 "An der Stapper Straße" an. An 
der Westgrenze des Plangebiets verläuft die Stapper Straße, an die die 
Ortslage von Kirchhoven als Mischgebiet anschließt. 

  
 2.1  Luftbild    (ohne Maßstab) 
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 2.2 Flächengröße und Geltungsbereich    
  

 Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Kirchhoven, Flur 2, Flurstück 98, 
99 teilweise, 100, 179, 180, 230 und 231und umfasst eine Größe von 
33.574,70 m². Die genaue Abgrenzung des Änderungsbereiches ist aus 
der nachfolgenden Übersichtskarte ersichtlich.          

 
 
 2.3  Auszug aus der Flurkarte    (ohne Maßstab) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
               
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Plangebiet 
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3. VERANLASSUNG ZUR PLANUNG 
  

Die Stadt Heinsberg verfügt über zwei große Gewerbe- und Industriegebiete in 
Heinsberg und Dremmen und einem mittelgroßem Gewerbegebiet in 
Oberbruch. Die städtischen Gewerbe- und Industriegebiete lassen Betriebe zu, 
die unter Beachtung der notwendigen Schutzabstände des Abstandserlasses 
höhere Immissionsbelastungen aufweisen dürfen. Angesiedelt sind im 
Wesentlichen Betriebe mit industrieller Betriebsstruktur. Spezielle Flächen für 
Kleingewerbe stehen im Stadtgebiet nur in geringem Umfang zur Verfügung. 
Ein bedeutendes Gebiet zur Ansiedlung nicht wesentlich störender 
Gewerbebetriebe ist der Gewerbepark in Heinsberg ï Kirchhoven, An der 
Stapper Straße. Das Gebiet ist in privatem Besitz und beherbergt Firmen des 
Dienstleistungs- und Handelssektors sowie des Handwerks. In der 
Ortslagensatzung Heinsberg-Kirchhoven ist der heutige Gewerbepark als 
Ortslage gem. § 34 BauGB dargestellt. Eine verbindliche  Bauleitplanung mit 
konkreten Festsetzungen besteht nicht. Die  Nachfrage nach weiteren 
anmietbaren Betriebsflächen gibt der Stadt Heinsberg Veranlassung, das 
Gebiet in angemessenem Maße zu erweitern, zugleich aber auch den 
Gebietscharakter und die zulässigen Nutzungen aus Gründen des 
Nachbarschutzes in einem Bebauungsplan festzusetzen.  

 
 
4. PLANUNGSZIEL / PLANUNGSZWECK 

 
Erklärtes Ziel der Planung ist die Ausweisung einer weiteren gewerblichen 
Baufläche für nicht wesentlich störende Handwerks- und Gewerbebetriebe im 
Anschluss an den bestehenden Gewerbepark.  
 
Das Stadtgebiet von Heinsberg ist ländlich strukturiert, die einzelnen Ortslagen 
sind überwiegend als Mischgebiet zu betrachten. Dies trifft insbesondere für die 
im Wohnsiedlungsbereich gelegenen Orte wie z.B. Dremmen, Schafhausen 
und Kirchhoven zu. Die Ortslage Kirchhoven ist geprägt durch Wohnnutzung, 
landwirtschaftliche Betriebe und einer nicht unerheblichen Anzahl an kleineren 
Handwerks-, Handels- und Gewerbebetrieben. Aus der gewachsenen 
Ortsstruktur ist auch der im Verhältnis zu den städtischen Gewerbebetrieben 
Ăkleine Gewerbeparkñ Kirchhoven entstanden. Auf seinem Areal sind 
verschiedene Firmen des Dienstleistungs- und Handelssektors sowie des 
Handwerks seit Jahren ansässig. Die Inhaber der Betriebe stammen 
größtenteils aus der näheren Umgebung und wohnen auch teilweise in 
Kirchhoven. Auch die Mitarbeiter der Betriebe kommen zu einem großen Teil 
aus Kirchhoven und den angrenzenden Orten. Um den Standort und die damit 
verbundenen Arbeitsplätze zu sichern und das Mietangebot lukrativ halten zu 
können aber auch den Nachfragebedarf nach anmietbaren Gewerberäumen 
decken zu können, ist eine Erweiterung des Gebietes dringend geboten. 
 
 

 4.1 Alternativstandorte  
 
An anderer Stelle des Stadtgebietes ist ein solches oder ähnliches 
eingeschränktes Gewerbegebiet weder vorhanden noch von Privat oder 
der Stadt vorgesehen. Die Planung der Stadt Heinsberg sieht 
ausschließlich größere Gewerbe- und Industriegebiete in Heinsberg, 
Dremmen und Oberbruch vor. Die Gewerbe- und Industriegebiete in 



Begr¿ndung zum Bebauungsplan Nr. 74   ĂGewerbepark ï Kirchhovenñ 
S e i t e  | 5 

 
K 3 ï PLANUNGSSTUDIO   ARCHITEKTEN UND INGENIEURE   SEBASTIANUSSTRASSE  8   52538 SELFKANT    TEL. 02456 501276                       5   31 

Heinsberg (Bebauungsplan Nr. 20 a und b) Dremmen (Bebauungsplan 
Nr. 26) und Oberbruch (Bebauungsplan Nr. O 14) sind gemäß der 
Abstandsliste zum Abstandserlass des MUNLV gegliedert und 
beherbergen überwiegend industrielle Betriebe, die unter Beachtung der 
notwendigen Schutzabstände des Abstandserlasses höhere 
Immissionsbelastungen aufweisen. Die dort vereinzelt ansässigen 
Handwerksbetriebe sind größere mittelständische Betriebe, die auf 
Grund ihrer Betriebsstruktur größere Betriebs- und Lagerflächen 
benötigen. Bei den, der Stadt Heinsberg zur Verfügung stehenden 
Flächenreserven in den Gewerbe- und Industriegebeiten Heinsberg, 
Oberbruch und Dremmen handelt es sich weitestgehend um industriell 
zu nutzende Gewerbegrundstücke, die teilweise wegen der besonderen 
Fördersituation nur einer speziellen Verwendung zugeführt werden 
dürfen. Daher bieten sich diese Flächen, wenn überhaupt, nur sehr 
eingeschränkt für Kleingewerbe und ausschließlich zum Kauf an.  

 
 

 4.2 Ansiedlungsbedarf 
 

Die Erfahrung der Stadt Heinsberg bei der Ansiedlung von Kleingewerbe 
zeigt, dass viele kleinere ansiedlungswillige Handwerksbetriebe, 
insbesondere Existenzgründer Betriebsstätten zur Anmietung suchen. 
Der Kauf von Gewerbegrundstücken scheitert neben der oben 
geschilderten Ansiedlungsproblematik für Kleingewerbe mehr noch an 
den zu tätigenden hohen Investitionskosten. Außerdem scheuen viele 
kleinere Betriebe eine Ansiedlung in der Nachbarschaft größerer 
Gewerbe- und Industriebetriebe, da sie befürchten, dort von potentiellen 
Kunden nicht ausreichend beachtet bzw. gefunden zu werden.  
 
Gewerbeflächen zur Anmietung, so wie vom Gewerbeparkbetreiber 
konzipiert und bereits vorhanden, stehen ansonsten in der Stadt 
Heinsberg nur in ganz geringem Umfang verteilt auf das Stadtgebiet zur 
Verfügung. Größere Brachflächen oder Leerstände, die einen solchen 
oder ähnlichen Gewerbepark aufnehmen könnten, stehen nicht zur 
Verfügung. Außerdem zeigt die Erfahrung der städtischen 
Wirtschaftsförderung, dass ein Bedarf in nennenswertem Umfang für ein 
solches Gebiet im südlichen Stadtteil nicht besteht. Die Nachfragen 
nach anmietbaren kleineren Gewerbeflächen konzentrieren sich mehr 
auf das nördliche Stadtgebiet, entweder in den Ortslagen oder im 
besagten Gewerbepark in Kirchhoven. Diese Erkenntnis begründet sich 
im Wesentlichen durch den Wohnort der Betriebsinhaber und/oder durch 
das potentielle Geschäftsumfeld des Betriebes. Teilweise ist auch die 
Nähe zu den Niederlanden ein Grund für den Betriebsstandort 
Kirchhoven. Festzustellen ist ebenfalls, dass ohne das Angebot in der 
erweiterten Größe in Kirchhoven etliche kleingewerbliche Unternehmen, 
Existenzgründer und ähnliche der Stadt Heinsberg in die 
Nachbarstädten bzw. -gemeinden verloren gehen, wo ähnliche Objekte 
teilweise privat und von Kommunen oder dem Kreis (WFG) betrieben 
werden.  
 
Um interessierten Ansiedlern überhaupt einen adäquaten Standort an 
geeigneter Stelle anbieten zu können, ist der Gewerbepark in 
Kirchhoven aus Sicht der Stadt Heinsberg von erheblicher Bedeutung, 
er deckt mit der vorgesehenen Erweiterung den mittelfristig 
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prognostizierten Bedarf und bietet bereits jetzt ca. 150 bis 160 
Arbeitsplätze.  
 
 

 4.3 Gebietscharakter  / Bestandssicherung 
 

Sowohl der bestehende Gewerbepark als auch die Erweiterung sollen 
nicht wesentlich störende Handwerks- und Gewerbebetriebe aufnehmen 
können. Dazu soll das Plangebiet als eingeschränktes Gewerbegebiet 
(GEE) im Bebauungsplan ausgewiesen werden.  
 
Aus Erfahrung der Stadt -bestätigt durch den Gewerbeparkbetreiber- 
würden Betriebe mit höherem Immissionsverhalten zur 
Konfliktvermeidung aus eigenem Interesse ohnehin nicht in einem 
solchen Gebiet ansiedeln wollen. Das Angebotspotential des 
Gewerbeparks ändert sich folglich durch die getroffenen Festsetzungen 
im Bebauungsplan nicht, sodass dem Betreiber keine wirtschaftlichen 
Nachteile durch die Festsetzung eines eingeschränkten Gewerbe-
gebietes entstehen. Überdies ist festzustellen, dass eine weitergehende 
Ausweisung des Gebietes mit einer zulässigen höheren 
Immissionsbelastung aus städtebaulicher Sicht zum Schutz der 
Anwohner und des gesamten Umfeldes weder vertretbar noch 
planungsrechtlich zulässig ist. Die Unzulässigkeit einer weitergehenden 
Gebietsausweisung begründet sich im Wesentlichen durch das erstellte 
schallimmissionstechnische Gutachten nach DIN 18005 (Schallschutz 
im Städtebau). Dazu wird auf die Erläuterungen unter 6.3 der 
Begründung und das Gutachten verwiesen.  

 
Wie im Abschnitt 3.1 bereits erläutert, handelt es sich bei der Nutzung 
des Gewerbeparks um eine gewachsene Nutzungsstruktur mit Betrieben 
aus dem Dienstleistungs- und Handelssektors sowie des Handwerks. Im 
Einzelnen sind Betriebe mit folgender Nutzungsstruktur angesiedelt: 
 
o Großhandel für Zierfische  
o Kunsthandel und Einrahmungen  
o Werbeagentur  
o Strickwarenproduktion und Verkauf 
o Polstermöbelherstellung  
o Event-Veranstaltungen  
o Studio Regie  
o Deutsches Rotes Kreuz 
o Internethandel 
o Telekom GmbH  
o Sale & Service, Internet  
o Vertrieb chemischer Produkte 
o Probenraum für Japanisches Trommeln 
o Breitband Ausbau 
o Malerbetrieb 

 
Das Lärmschutzgutachten enthält unter Punkt 7 eine Bestandserfassung 
mit einer ausführlichen Betriebsbeschreibung der einzelnen Betriebe. In 
der Gesamtheit ist festzustellen, dass die bereits vorhandenen 
Betriebsarten auch nach den im Bebauungsplan vorgesehenen 
Festsetzungen zulässig sind. Eine Beeinträchtigung der Nutzungen 
bereits ansässiger Betriebe ist nicht erkennbar. Nachträgliche 
Lärmschutzauflagen, die zu Betriebseinschränkungen führen könnten, 
sind für die einzelnen Betriebe nicht zu erwarten. Das 
Lärmschutzgutachten stellt dazu fest, dass selbst bei einer 
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Maximalbetrachtung der Immissionssituation aller Betriebe die 
Lärmrichtwerte eingehalten werden. 

  
Der Eigentümer der Gewerbeparkliegenschaften betreibt im Plangebiet 
die Ernst Schamong GmbH & Co. KG, welche den Gewerbepark 
verwaltet. Zugleich bewohnt er am Rande des Plangebietes das einzige, 
innerhalb des Plangebiets auf den Parzellen 179 und 180, Flur 2, 
Gemarkung Kirchhoven gelegene Wohngebäude. Von hieraus steht er 
ständig -auch am Wochenende- den ansässigen Betriebsinhabern für 
Rückfragen zur Verfügung. Des Weiteren kontrolliert und überwacht er 
von hier aus das Betriebsgelände auch abends und nachts sowie an  
den Wochenenden. 
 
Nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes sind Wohnungen mit 
Ausnahme der unter Punkt 6.3.4 und 9.2.6 erwähnten, ausnahmsweise 
zulässigen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie 
für Betriebsinhaber und Betriebsleiter nicht zulässig. Um das Wohnhaus 
im Bestand zu schützen und ggf. erforderliche Bestandsveränderungen 
zu ermöglichen, wird gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO festgesetzt, dass 
Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und Erneuerungen 
des auf den Parzellen 179 und 180, Flur 2, Gemarkung Kirchhoven 
bestehenden und genehmigten Wohnhauses allgemein zulässig sind.   
 

 
 

5. PLANUNGSRECHT 
 

 5.1 Landesplanerische Vorgaben 
 

Das Baugesetzbuch (§1 Abs. 4 BauGB) beinhaltet eine 
Anpassungspflicht für die gemeindliche Bauleitplanung an die Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung. Hierfür sieht das 
Landesplanungsgesetz ein besonderes Verfahren, das sogenannte 
"Anpassungsverfahren" (§34 LPIG NRW) vor. Ziel der Landesplanung 
ist eine nachhaltige Entwicklung, die soziale und ökonomische 
Raumansprüche mit ökologischen Erfordernissen in Einklang bringt. Der 
auf der Grundlage des Landesentwicklungsplanes (LEP) und des 
Landesentwicklungsprogramms (LEProg) erstellte Regionalplan weist 
für den Planbereich ĂAllgemeinen Freiraum und Agrarbereichñ aus.  
 
Das gemäß § 34 LPlG notwendige landesplanerische Einvernehmen 
wurde mit Verfügung vom08.10.2012 von der Bezirksregierung Köln 
erteilt. 
 

Auszug aus dem Regionalplan -  Teilabschnitt Region Aachen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

            (ohne Maßstab) 
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5.2 Flächennutzungsplan 
 

Im rechtsverbindlichen Flächennutzungsplan der Stadt ist der Bereich 
des bestehenden Gewerbeparks als Fläche für die Landwirtschaft 
dargestellt. Diese Darstellung spiegelt  jedoch im Hinblick auf die derzeit 
tatsächliche Nutzung als Gewerbefläche nicht die wirkliche Nutzung 
wider. Die Erweiterungsfläche ist überwiegend als Fläche für Wald und 
in einem kleineren Teil als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen. 
Im Rahmen eines Flächennutzungsplanänderungsverfahrens wird die 
Darstellung in gewerbliche Baufläche geändert. Das Verfahren wird 
parallel zum Bebauungsplan Nr. 74 ĂGewerbepark Kirchhovenñ 
durchgeführt. 
   
 

 5.3 Landschaftsplan 
 
Nördlich und westlich des Plangebietes liegt das Landschafts-

schutzgebiet "Kitscher und Kirchhovener Bruch", welches im 
Landschaftsplan II/4 ĂWassenberger Riedelland und Untere 

Rurniederung" dargestellt ist. Für das Plangebiet und seine Umgebung 
besteht keine Schutzausweisung als Landschaftsschutzgebiet oder 
Naturschutzgebiet. Im Plangebiet und Untersuchungsraum liegen keine 
geschützten Landschaftsbestandteile. Im Plangebiet und seiner 
Umgebung liegen ebenfalls keine nach § 62 LG geschützte Biotope. Das 
Vorhaben steht nicht in Konflikt mit Zielen der Schutzgebiete oder 
Schutzansprüchen. 

 
 
 

6. UMWELTBELANGE  
 

6.1 Artenschutzprüfung 
 

 Mit der Kleinen Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) 
von Dezember 2007 hat der Bundesgesetzgeber das deutsche 
Artenschutzrecht an die europäischen Vorgaben angepasst. In diesem 
Zusammenhang müssen nunmehr die Artenschutzbelange bei allen 
genehmigungspflichtigen Planungs- und Zulassungsverfahren 
entsprechend den europäischen Bestimmungen geprüft werden.   

   
Im Rahmen der sogenannten Artenschutzprüfung (ASP) ist zu klären, ob 
Konflikte mit den artenschutzrechtlichen Vorschriften zu erwarten sind 
und wie oder ob diese im Falle ihres Auftretens auszuräumen sind. Die 
entsprechende Prüfung erfolgt durch das Büro Ute Rebstock, Stolberg 
im Zuge des Umweltberichtes. Die Stellungnahme zum Artenschutz wird 
Bestandteil der Begründung. 
 
Die vorliegende Studie führt zu dem Ergebnis, dass für 
planungsrelevante Arten durch das Vorhaben keine artenschutzrechtlich 
relevanten Konflikte bzw. Verstöße gegen die Zugriffsverbote nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG zu erwarten sind. Eine vertiefende Artenschutzprüfung 
ist daher nicht geboten. 
 
Durch die Inanspruchnahme der Erweiterungsfläche entfällt zwar ein 
Nahrungshabitat für Vögel- und Fledermäuse, es bestehen jedoch in der 
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näheren Umgebung in großem Umfang vernetzte Offenland- und 
Gehölzflächen, auf welche ggf. betroffene Tiere hinlänglich ausweichen 
können. Im Erweiterungsbereich besteht eine kleine Verwallung mit 
Gebüschen. Um eine sinnvolle Anbindung des Erweiterungsbereiches 
an das bestehende Gewerbegebiet sicherstellen zu können, muss diese 
Verwallung entfernt werden. Arten, welche das Gebüsch auf der 
Verwallung nutzen, können auf andere Gehölzstrukturen in der nahen 
Umgebung ausweichen. 

 
Vor Beginn einer baulichen Maßnahme wird im Bereich der 
Erweiterungsfläche geprüft, ob Nester vorhanden sind. Ist dies der Fall, 
erfolgt die Baufeldräumung außerhalb des Brutzeitraums (September bis 
Februar). Somit können die Vogelarten in der folgenden Brutperiode auf 
andere Acker- bzw. Gehölzflächen in der Umgebung ausweichen. 

 
An die betriebsbedingten Emissionen des Gewerbeparks, die sich in 
geringem verträglichem Rahmen bewegen, sind die vorkommenden 
Tiere gewöhnt. Bau- und betriebsbedingte Störeffekte durch Lärm, 
Abgase oder visuelle Reize werden geringen Umfanges sein und zu 
keiner erheblichen Beeinträchtigung der Fauna führen.  
 
 

6.2 Geologie / Bodenschutz 
 
Eine besondere geologische Beschaffenheit ist im Plangebiet nicht zu 
verzeichnen. Der bestehende Gewerbepark ist überwiegend versiegelt 
und bebaut. Lediglich die Randbereiche und eine zentral gelegene 
kleine Freifläche sind begrünt und nicht versiegelt. Der 
Erweiterungsbereich wird derzeit landwirtschaftlich genutzt und nach 
Durchführung der vorgesehenen Maßnahmen auf das zulässige Maß 
versiegelt. Die grundsätzliche Notwendigkeit der Gebietserweiterung 
wurde bereits unter Punkt 4. behandelt. Eine Erweiterung des Gebietes 
ist nur in östlicher Richtung möglich, da das Gebiet südlich an Bebauung 
angrenzt, westlich durch die Stapper Straße begrenzt und nördlich durch 
einen Vorfluter von der freien Landschaft, die teilweise Wald ist, getrennt 
wird.  
 
Unter dem Aspekt des schonenden Umgangs mit Grund und Boden 
wurde anstelle einer zusätzlichen Versiegelung, die Möglichkeit einer 
Innenentwicklung geprüft. Es bestehen zwar freie, nicht bebaute 
Flächen innerhalb des Plangebietes, diese werden jedoch im 
Wesentlichen als Zuwegung und für notwendige Stellplätze genutzt.  
 
Bei einer Innenverdichtung müssten die notwendigen Stellplätze für ca. 
140 ï 150 Beschäftigte wiederum auf der östlich gelegenen Freifläche 
untergebracht werden. Eine Nutzung der kleinen, parkähnlichen Anlage 
im Zentrum des Gewerbeparks sollte aus landschaftspflegerischer Sicht 
nicht erfolgen. Ebenfalls ist eine zu starke Nachverdichtung durch eine 
mehrgeschossige Bebauung aus unter Punkt 9.2, Nr. 7 erläuterten 
städtebaulichen Gründen nicht sinnvoll. Aus den vorgenannten Gründen 
und im Hinblick auf fehlende Alternativstandorte (siehe Punkt 4.) ist nur 
eine Erweiterung des Gewerbeparks in östlicher Richtung möglich. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt innerhalb des 
bergrechtlichen Erlaubnisfeldes Rheinland. Hierbei handelt es sich um 
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eine öffentlich rechtlich verliehene Berechtigung an die Wintershall 
Holding GmbH zur Aufsuchung und Gewinnung von 
Kohlenwasserstoffen. Einschränkungen für die Durchführung der 
Erschließung ergeben sich dadurch nicht. Es sind weder bergbauliche 
Maßnahmen erfolgt noch geplant.  
 

 
6.3 Immissionsschutz 

 
Das Plangebiet grenzt südlich an Mischgebiete und westlich an die 
Ortslage von Kirchhoven. Aus diesem Grunde wird die Zulässigkeit von 
Betrieben im Plangebiet an geminderte Lärmimmissionswerte gekoppelt. 
Die zulässigen Betriebsarten sind zwar grundsätzlich im Mischgebiet 
zulässig, eine Ausweisung des Plangebietes als Mischgebiet kommt 
jedoch nicht in Betracht, da das Gebiet ausschließlich einer 
gewerblichen Nutzung vorbehalten bleiben soll. Auf Grund dessen wird 
das Plangebiet als Ănutzungsbeschrªnktes Gewerbegebietñ 
ausgewiesen, wodurch die benachbarte Bebauung vor 
Lärmimmissionen aus dem Gewerbegebiet geschützt wird. 
 
Um die Auswirkungen des Gewerbebestandes einschließlich der 
Erweiterungsfläche auf die umliegende, schutzbedürftige Bebauung in 
unterschiedlichen Abstanden ermitteln und beurteilen zu können, und 
um letztlich verbindliche Festsetzungen zu den vom Gewerbepark 
ausgehenden maximal zulässigen Geräuschemissionen zu formulieren, 
wurde ein schallimmissionstechnisches Gutachten im Rahmen der 
Bauleitplanung nach DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) erstellt.  
 
 
6.3.1  Geräuschkontingentierung 
 
In einem ersten Schritt empfiehlt das Gutachten, zum Schutz der 
Nachbarschaft und zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen 
durch Geräusche eine sogenannte "Geräuschkontingentierung" nach 
DIN 45691 durchzuführen. Durch die Festsetzung von 
Geräuschkontingenten (Emissionskontingenten) für die gewerblich 
nutzbaren Flächen können Konflikte zwischen den Interessen Wohnen 
und Gewerbe bereits auf Ebene der Bauleitplanung vermieden werden. 
In einem zweiten Schritt hat das Gutachten geprüft, ob die sich 
rechnerisch ergebenden Emissionskontingente (flächenbezogene 
Schallleistungen in dB(A)/m2) so vergeben und im Bebauungsplan 
festgesetzt werden können, dass sich der vorhandene Gewerbebestand 
hinsichtlich des von ihm ausgehenden Immissionsverhaltens an der 
Bebauung gebietsverträglich im Sinne der anteiligen 
Immissionskontingente und den weitergehenden Regelungen der TA 
Lärm einfügt. Es wurde nachgewiesen, dass die angedachten Auflagen 
erfüllbar sind und der Bebauungsplan auf bauordnungs- bzw. 
immissionsschutzrechtlicher Ebene im Genehmigungsverfahren 
vollziehbar ist. Dies wurde im Rahmen einer Untersuchung durch eine 
schallimmissionstechnische Bestandsaufnahme berücksichtigt. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung müssen die Gegenüberstellung von 
Interessenskonflikten und die Abwägung von Belangen für eine 
städtebaulich geordnete Entwicklung zum Wohl der Allgemeinheit und 
für eine entsprechende Bodennutzung erfolgen. Die sich hieraus 
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ergebenden Zielkonflikte sind unter dem Gesichtspunkt der Sicherung 
einer menschenwürdigen Umwelt bei der Planung zu berücksichtigen 
und nach den Optimierungsgrundsätzen durch geeignete Lösungen in 
einem Bebauungsplan abzuwägen und festzusetzen. Problematisch ist 
insbesondere bei der Planung von gewerblich nutzbaren Flachen in der 
Nachbarschaft schutzbedürftiger Gebiete, dass die Emissionen aus 
potentiellen, nicht näher bekannten Betrieben und Anlagen nicht 
vorhersehbar sind. Besonders die Vielfalt der Emittenten sowie die 
Abstrahlungsverhältnisse und die geometrischen Bedingungen lassen 
eine Vorhersage der Immissionen kaum zu. Dies trifft im konkreten Fall 
nur für die Erweiterungsfläche zu. Andererseits ist ein Großteil des privat 
betriebenen Gewerbeparks bereits bebaut und wird gewerblich durch 
verschiedene Firmen genutzt. Unabhängig davon ist die Sicherstellung 
der mit der jeweiligen Gebietsausweisung in der Umgebung verbundene 
Erwartung an die Ruhe im vorliegenden Fall durch die Begrenzung bzw. 
Festsetzung von Höchstwerten für die von der vorhandenen wie auch 
neuen Gewerbefläche abstrahlende Schallleistung möglich. 
 
Im Gegensatz zum Emissionskontingent, welches für die Gewerbefläche 
die maximal zulässige Schallabstrahlung pro Quadratmeter Fläche 
darstellt, beschreibt das Immissionskontingent den maximal zulässigen 
Schalldruckpegel am Immissionspunkt bezogen auf die Gewerbefläche 
mit einer Bezugsgröße im vorliegenden Fall von 31.755 m2. Die 
Immissionskontingente bilden somit die "neuen Immissionsrichtwerte" 
nach denen eine zu erweiternde oder, wie hier im vorliegenden Fall, der 
Bestand der Anlagen schalltechnisch zu dimensionieren ist. 
 
 
6.3.2  Schalltechnische Gliederung 
 

Als Besonderheit ist gegenüber kommunalen Gewerbegebieten mit 
kleinteiligen Betriebsgrundstücken und flächenhafter Vorgliederung 
durch öffentliche Verkehrswege innerhalb der Baugebiete im 
vorliegenden Fall festzustellen, dass das Betriebsgrundstück des privat 
betriebenen Gewerbeparks durch die vorhandenen Strukturen und die 
Erschließung schalltechnisch nur in seiner Gesamtheit gesehen werden 
kann. Die vorhandene Struktur von (Klein-) Gewerbe in teilweise 
unterteilten Hallen, die sich darüber hinaus Betriebsflächen auf den 
Innenhöfen und dem Haupterschließungsweg zur Stapper Straße teilen, 
sowie insbesondere die homogene Lage und der Abstand von 
schutzbedürftigen Gebäuden in der Nähe zu den Plangebietsgrenzen 
eignet sich nicht für eine feingliedrigere Kontingentierung.  
 
 
6.3.3  Untersuchungsergebnis 
 

Seitens des Gutachters bestehen gegen die beabsichtigte Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 74 "Gewerbepark Kirchhoven" unter 
Beachtung der festgestellten Emissionsbegrenzungen für die 
betrachtete Gewerbefläche aus schallimmissionstechnischer Sicht keine 
Bedenken. 
 
Durch die Festsetzung eines Emissionskontingentes für die 
Gewerbefläche ergibt sich die Möglichkeit einer gesicherten 
Immissionsentwicklung für die vorhandene wie auch für die entstehende 
Gewerbebebauung in der Erweiterungsfläche. Durch die Festsetzung 
und Verteilung von tageszeitbezogenen Emissionskontingenten können 
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bereits bei der Bauleitplanung die Immissionsrichtwerte an der 
vorhandenen Bebauung sichergestellt werden. 
 
Zur Vermeidung von schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne der TA 
Lärm und zur Gewährleistung der Gebietsverträglichkeit wird im 
Bebauungsplan die Nutzung der Gewerbefläche mit folgender 
Festsetzung auf verträgliche  Emissionskontingente begrenzt: 
 
Die im Bebauungsplan zulässigen Betriebe und Anlagen dürfen folgende 
Geräusch- Emissionskontingente (EK) weder tags von 06.00 Uhr bis 
22.00 Uhr noch nachts von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr überschreiten: 
    

    LEK,tags = 61 dB(A)/m2 
      LEK,nachts = 46 dB(A)/m2 
 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt 
nach DIN 45691, 2006-12, Abschnitt 5. 
 

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen 
des Bebauungsplanes, wenn der Beurteilungspegel Lr den 
Immissionsrichtwert nach TA Lärm um mindestens 15 dB(A) 
unterschreitet (Relevanzgrenze).�³ 
 
Bei Einhaltung der Emissionskontingente werden in der Folge die 
Anforderungen der TA Lärm hinsichtlich der Mittelwertbetrachtung zu 
den geltenden Immissionsrichtwerten erfüllt. Darüber hinausgehende 
erforderliche Nachweise nach der TA Lärm, wie u. a. die 
Berücksichtigung der Zuschläge für Tageszeiten mit besonderer 
Empfindlichkeit sowie die Regelungen für kurzzeitige Geräuschspitzen 
etc., bleiben von diesen Festsetzungen unberührt. 

 
Isophonenlärmkarten Tagzeit 6.00 �± 22.00 Uhr 
 
6,00 m über Gelände        3,00 m über Gelände 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


